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Ob gewerblich genutzte Grundstü-
cke, Wohneigentum oder Miets- und 
Geschäftshäuser – für sie alle wird in 
Deutschland die Grundsteuer B erho-
ben. Berechnet wird sie auf Grundla-
ge des Einheitswerts, einer Steuermess-
zahl und des jeweils von der Kommune 
festgelegten Hebesatzes. In seinem Ur-
teil vom 10. April 2018 hat das Bundes-
verfassungsgericht jedoch entschieden, 
dass die Berechnung in der aktuell an-
gewandten Form verfassungswidrig ist 
und gegen das Gleichheitsprinzip ver-
stößt. Grund dafür sind die veralteten 
Einheitswerte vieler Immobilien. Obwohl 
das Bewertungsgesetz eine Aktualisie-
rung im Sechs-Jahres-Rhythmus vor-

schreibt, wurden sie in Ostdeutschland 
nur einmal 1935 und in Westdeutsch-
land zuletzt 1964 ermittelt. Entspre-
chend spiegeln sie nicht die Wertent-

wicklung der letzten Jahrzehnte wider 
und benachteiligen viele Eigentümer 
unangemessen.

Nach Vorgabe des Bundesverfas-
sungsgerichts muss der Gesetzgeber bis 
Ende 2019 eine Neuregelung treffen. In 
Kraft treten muss diese spätestens bis 
zum 1. Januar 2025. Trotz der gesetz-
ten Frist stritten Bund, Länder, Kommu-
nen und Ökonomen lange darüber, wie 
die Reform der Grundsteuer B konkret 
umgesetzt werden soll. Bis heute blei-
ben viele Fragen offen. In ihrer Resoluti-
on fordert die Vollversammlung der IHK 
Bonn/Rhein-Sieg daher eine rechtlich 
sichere, unbürokratische und aufkom-
mensneutrale Reform.  

Die Resolution der Vollversammlung 
zur Reform der Grundsteuer B ist zu fin-
den unter:

 www.ihk-bonn.de | Webcode @93 

Resolution der Vollversammlung zur Reform der
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„Die Wirtschaft“: Herr Hagen: Bei der 
Reform der Grundsteuer B geht es um Mil-
liarden Steuereinnahmen. Die Kommunen 
als Empfänger der Steuern fürchten um 
ihre Einnahmen. Eigentümer von Gewerbe- 
und Wohnimmobilien sehen höhere Kosten 
auf sich zukommen. Welche Modelle gibt 
es überhaupt für die Neuregelung?
Stefan Hagen: Als verfassungsgemäße 
Grundlage für die Berechnung der Grund-
steuer werden zwei Modelle diskutiert: das 
wertunabhängige und das wertabhängi-
ge Modell. Beim wertunabhängigen Mo-
dell wird die Grundstücksfläche, die Ge-
bäudefläche und die Art der Gebäude mit 
unterschiedlichen Faktoren berechnet. 
Beim wertabhängigen Modell soll die Be-
rechnung der Grundsteuer B in einem „ver-
einfachten Sachwertverfahren“ erfolgen. 
Dabei werden acht von dreißig Kriterien 
herangezogen, wozu auch der Bodenricht-
wert gehört.

Die IHK Bonn/Rhein-Sieg hat sich in ihrer 
Resolution für das wertunabhängige Mo-
dell ausgesprochen. Warum?
Stefan Hagen: Nur das wertunabhängi-
ge Modell bietet die notwendige Rechtssi-
cherheit für die Berechnung der Grundsteu-
er B. Außerdem lassen sich die benötigten 
Daten zu Grundstücks- und Gebäudeflä-
chen leicht über das Liegenschaftskatas-

terinformationssystem (ALKIS) ermitteln. 
Es ist nicht nötig, aufwändig zusätzliche 
Daten zu erheben. Eine Mitwirkungspflicht 
für die Eigentümer ist hierbei überflüssig.

Beim wertabhängigen Modell wäre das 
anders?
Stefan Hagen: Ja. Neben dem dafür erfor-
derlichen Aufwand stellen die Bodenricht-
werte bei diesem Verfahren eine besondere 
Hürde dar. Sie liegen nicht für jede Region 
in Deutschland vor. Einheitliche Kriterien zu 
ihrer Definition gibt es genausowenig wie 
einheitlich besetzte Gutachterausschüs-
se. Rechtssicherheit gäbe es hier also erst 
durch die höchstrichterliche Rechtspre-
chung. Allerdings bestehen ohnehin bereits 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Einbeziehung des Bodenrichtwerts.

Dennoch präferierte das Bundesfinanzmi-
nisterium in allen Diskussionen und Bera-
tungen zur Reform der Grundsteuer B das 
wertabhängige Modell – im Gegensatz zu 
einzelnen Bundesländern. Bayern sprach 
sich zum Beispiel immer für ein unbüro-
kratisches Flächenmodell, nur abhängig 
von der Grundstücksgröße, aus. Welche 
Lösung hat man gefunden?
Gero Hagemeister: Grundsätzlich soll die 
Grundsteuer B künftig bundeseinheitlich ge-
regelt sein. Eine Öffnungsklausel soll es aber 
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den Bundesländern ermöglichen, davon abzu-
weichen. Konkret bedeutet das: Die Bundes-

länder können ihre eigene Gesetzgebung bei der 
Grundsteuer umsetzen.

In Bayern wird es dann wohl das wertunabhängi-
ge Modell geben. Bundesländer wie Sachsen, Hessen 
und Sachsen-Anhalt haben auch schon ihre entspre-
chende Präferenz durchblicken lassen. Wie sieht es 
denn in Nordrhein-Westfalen aus?
Gero Hagemeister: In Nordrhein-Westfalen hat sich 
das Finanzministerium bisher noch nicht zu dieser 
Frage geäußert. Deshalb appellieren wir mit unserer 
Resolution auch an die Landesregierung, von einer 
Öffnungsklausel Gebrauch zu machen und sich für 
das wertunabhängige Modell zu entscheiden. Unser 
Ziel ist, dass die neuen Regelungen zur Grundsteuer B 
nicht zu zusätzlichen Belastungen für unsere Mitglie-
der führen – sei es finanziell oder auch beim zeitlichen 
Aufwand für eine Unterstützung zur Wertermittlung.

Konkret bedeutet die Öffnungsklausel ja, dass es 
künftig unterschiedliche Regelungen zur Grundsteu-
er B in den einzelnen Bundesländern geben wird. Wie 
sehen Sie denn diesen möglichen „Flickenteppich“ an 
Gesetzen?
Stefan Hagen: Eine Rolle wird dieser Aspekt künftig si-
cherlich dann spielen, wenn Unternehmen sich neu an-
siedeln oder über andere Standorte nachdenken. Städ-
te und Regionen, in denen zusätzliche Belastungen zu 
erwarten sind, haben es dann sicherlich schwerer, Un-
ternehmer für eine Ansiedlung dort zu begeistern. Mit 

Blick auf neue Arbeitsplätze und höhere Steuereinnah-
men wäre das natürlich ein klarer Nachteil.
Gero Hagemeister: Durch die Nähe zu Rheinland-Pfalz 
erleben wir in unserer Region regelmäßig, wie wichtig 
einzelne Faktoren bei der Standortwahl sind. Da kann 
die Regelung zur Grundsteuer B in Zukunft sicherlich 
ein weiterer entscheidender Punkt sein. Umso wichti-
ger ist, dass daraus jetzt keine neuen Belastungen auf 
die Unternehmen zukommen. 

Wenn wir noch mal auf mögliche Belastungen schauen: 
Mit welchen finanziellen Auswirkungen müssten Un-
ternehmen denn rechnen, wenn Nordrhein-Westfalen 
sich für das wertabhängige Modell entscheiden würde?
Gero Hagemeister: Grundsätzlich lässt sich hier erst 
mal sagen, dass durch die Wertentwicklung der Immo-
bilien höhere Belastungen als bisher auf die Unterneh-
men zukommen. Die bisher zugrundegelegten Einheits-
werte repräsentieren natürlich bei weitem nicht mehr 
den tatsächlichen Wert der Grundstücke und Gebäude. 
Gerade in den Großstädten und in beliebten Regionen 
in deren Umland haben wir aber in den vergangenen 
Jahren enorme Wertsteigerungen erlebt. Diese würden 
sich dann beim wertabhängigen Modell auch in der 
Grundsteuer B niederschlagen. Vor Augen halten muss 
man sich aber immer: Auch wenn Grundstücke und Ge-
bäude an Wert gewonnen haben, heißt das nicht, dass 
der Unternehmer dadurch höhere Einnahmen hat. Eine 
zusätzliche finanzielle Belastung durch eine Besteue-
rung auf dieser Basis wäre daher unangemessen und 
würde einer Vermögenssteuer gleichkommen.

Nun fließt die Grundsteuer B den Kommunen zu. Über 
die von ihnen festgelegten Hebesätze haben sie au-
ßerdem Einfluss auf die Höhe der Besteuerung. Was 
erwarten Sie hier?
Stefan Hagen: Die Kommunen haben hier tatsächlich 
einen entscheidenden Hebel in der Hand. Denn auch 
wenn das Bundesfinanzministerium sagt, dass die Um-
stellung der Grundsteuer B aufkommensneutral sein 
wird, entscheidet sich alles bei den Kommunen. Hier 
kann auch der Bund nur appellieren, dass diese maß-
voll an die Gestaltung herangehen.
Gero Hagemeister: Deshalb fordern wir in unserer Re-
solution auch die Kommunen im Kammerbezirk dazu 
auf, mit Augenmaß und Verantwortung an die Fest-
setzung der Hebesätze zu gehen. Erhöht sich nämlich 
die Bemessungsgrundlage bei der Grundsteuer B, ohne 
dass die Hebesätze nach unten angepasst werden, 
kommt es zu der nicht gewollten höheren Belastung 
von Unternehmen. Entscheidend ist auch, nach wel-
chem Zeitpunkt die Aufkommensneutralität bestimmt 
wird. Gilt als Stichtag nämlich der letztmögliche Tag 
vor Inkrafttreten der neuen Regelung, hätten die Kom-
munen bis Ende 2024 Zeit, ihre Hebesätze deutlich zu 
erhöhen. Gerade dass sollte aber im Sinne einer für die 
Unternehmen tragbaren Form nicht geschehen.
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